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Naturschutz und Landwirtschaft müssen eine Koalition eingehen 
Das Landwirtschaftsamt informierte die Landwirte über das Gesetz über die Ausrichtung von Bodenbewirtschaftungsbeiträgen 

(G .M. )  - Anbauprämien und Boden-
bewirtschaftsbeiträge sind zwei Stichwor­
te, die von existentieller Bedeutung für 
unsere Landwirtschaft sind. D e r  Einla­
dung des Landwirtschaftsamtes, das am 
Montag abend die Bauern zu einer Infor­
mationsveranstaltung eingeladen hatte, 
folgten deshalb sehr viele in der Land­
wirtschaft tätige Personen. Die im An-
schluss an die Erläuterungen zur Geset­
zesvorlage durchgeführte Diskussion 
zeigte auf, dass sich die Bauern grund­
sätzlich mit den vorgeschlagenen Ände­
rungen einverstanden erklärten, da und 
dort aber doch gewisse Unsicherheiten 
bestehen. 

Das Gesetz über  die Ausrichtung von 
Beiträgen für die Bodenbewirtschaftung, 
das die bisherige Form de r  Anbauprä­
mien ablösen soll, wurde von Julius 
Ospelt, Leiter des Landwirtschaftsamtes, 
und Friedrich von Falz-Fein, Mitarbeiter 
beim Landwirtschaftamt, erklärt. Zusätz­
liche Erläuterungen aus de r  Sicht des Na­
tur- u n d  Landschaftsschutzes gab Wil­
fried Marxer,  Geschäftsführer der  Liech­
tensteinsteinischen Gesellschaft für Um­
weltschutz (LGU),  der  insbesondere auf 
das Spannungsfeld zwischen produktions-
orientierter Landwirtschaft und dem 
schonenden Umgang mit den  landwirt­
schaftlichen Böden durch entsprechende 
Bewirtschaftungsmethoden hinwies. 

Landwirtschaft im Wandel 
Friedrich von Falz-Fein ging einleitend 

auf  die Problematik ein, der  sich die 
Landwirtschaft von heute gegenüber­
sieht. A u f  der  einen Seite die Erforder­
nisse de r  Produktivität zur Sicherung der  
Einkommen, auf  der  anderen Seite die 
Forderung nach Schonung und Erhaltung 
des nicht vermehrbaren Bodens. Der  

Schweizer Mieterverband 
fordert SNB-Kurswechsel 

Massagno (AP)  Die Nationalbank soll 
einen geldpolitischen Kurswechsel vor­
nehmen. D e r  Schweizerische Mieterin­
nen- u n d  Mieterverband (SMV) fordert 
laut e iner  Mitteilung vom Dienstag in 
Massagno (TI) die Ergänzung de r  bisheri­
gen Geldmengenziele durch Zinsziele. 
Die dogmatische Politik de r  Geldmen­
genbeschränkung habe die Zinsen in die 
Höhe  getrieben, ohne die Inflation zu 
bekämpfen. Erwartet würden Signale an 
die Kapitalmärkte, damit ein erneuter  
Zinsanstieg vermieden werde. 

In d e m  Brief zeigen sich SMV-Präsi-
dent  Werner  Carobbio sowie die Präsi­
denten de r  SMV-Sektionen de r  Deutsch­
und de r  Westschweiz «ausserordentlich 
befremdet» über  die Einmischung der 
Schweizerischen Nationalbank (SNB) in 
die sozialpolitische Domäne.  Sie reagie­
ren damit  auf Äusserungen von SNB-
Präsident Markus Lusser, de r  in einer 
Rede d e n  Mieterschutz für die Teuerung 
verantwortlich gemacht habe. Dabei  ha­
be sich die Notenbank «bei ihrer  Wirt­
schaftspolitik sozial blind verhalten und 
die sozialen Härten ihrer Hochzinspolitik 
ignoriert», schreiben sie. Die  National­
bank habe  die sozialpolitischen und insti­
tutionellen Rahmenbedingungen einer 
Volkswirtschaft zu respektieren und  ihre 
Geldpolitik in diesem Rahmen zu ge­
stalten. 
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Das Landwirtschaftsamt hatte am Montag abend zu einer Informationsveranstaltung f ü r  die Landwirte über das neue Bodenbewirt­
schaftungsgesetz eingeladen. Der Singsaal im Schul- und Freizeitzentrum Resch in Schaan war bis a u f  den letzten Platz gefüllt, was 
au f  das Interesse der Landwirte hinweist. Unser Bild zeigt au f  dem Podium Julius Ospelt, Leiter des Landwirtschaftsamtes, vor der 
Versammlung. (Bild: Brigitt Risch) 

technische Fortschritt geht nach seinen 
Worten auch in de r  Landwirtschaft wei­
ter, was die Möglichkeit nach höheren 
Produktionszahlen einschliesse, während 
die Nachfrage nach landwirtschaftlichen 
Gütern  in unseren Breitengraden durch 
Überschüsse stagniere. Zudem steige die 
Kritik an den Umweltschädigungen durch 
die Landwirtschaft und die Nachfrage 
nach Umweltleistungen zur  Erhal tung 
de r  natürlichen Umwelt  nehme zu.  

Ökologische Ausgleichsflächen 
Ausgehend von diesem skizzierten 

Spannungsfeld erläuterte Julius Ospelt  
die Grundzüge des neuen Gesetzes über  
die Ausrichtung von Flächen- oder  Bo­
denbewirtschaftungsprämien. E r  erinner­

te nochmals an die Vorgehensweise, wo­
nach zuerst das landwirtschaftliche Leit­
bild geschaffen worden, bevor  eine Ein­
zelfrage wie die Bodenbewirtschaftungs­
prämien an die Hand genommen worden 
sei. Mit Nachdruck erklärte e r ,  dass künf­
tig auf allen Böden die Fruchtfolge vorge­
schrieben sei und dass ökologische Aus­
gleichsflächen geschaffen würden. Ein 
spezielles Augenmerk richtete er  au f  die 
Bestimmungen zur schonenden Anbau­
weise durch d e n  Biolandbau u n d  die Inte­
grierte Anbauweise und  unterstrich, dass 
die Prämien im Unterschied zu den  bishe­
rigen Anbauprämien nicht mehr  allen Be-
wirtschaftern, sondern n u r  noch den  
Vollerwerbsbauern ( o d e r  mindestens mit 
500 Arbeitskraftstunden) ausgerichtet 
würden. 

Landschaftsschutz und Landwirtschaft 
LGU-Geschäftsführer Wilfried Marxer 

zeigte die noch bestehende Problematik 
zwischen produktionsorientierter Land­
wirtschaft und den Schädigungen im Na­
turhaushalt auf. A m  Beispiel des Ver-
schwindens von Streuflächen im Eschner 
und Gampriner  Riet in nur  zehn Jahren 
konnte e r  anschaulich erklären, dass 
nicht nur  die Landschaft eine Verarmung 
aufweise, sondern auch die Tierwelt er­
heblich zurückgegangen sei. E r  forderte 
für  die Zukunft  eine de r  Natur  angepass-
te Landwirtschaft u n d  sprach sich für eine 
Koalition zwischen Naturschutz und 
Landwirtschaft aus.  

Mehr über das Bodenbewirtschaftungs­
gesetz im Innern der heutigen Ausgabe. 

Vaduzer Kulturpreis an Regina Marxer verliehen 
Verleihung des Josef Gabriel von Rheinberger-Preises - Radikale Auseinandersetzung mit der Welt 

(TiKa) - Das Schaffen einer Frau, die 
ganz bewusst im Kunstschaffen neue We­
ge  beschreitet, anerkennen und fördern, 
wollte das Preisgericht mit der Verlei­
hung des Josef Gabriel von Rheinberger-
Preises an Regina Marxer. A m  Montag 
abend fand die festliche Übergabe des 
Kulturpreises der Gemeinde Vaduz an 
Regina Marxer statt. Regierungschef-
Stellvertreter Dr. Herbert Wille, Bürger­
meister Arthur Konrad, das Preisgericht 
sowie Freunde und Verwandte fanden 
sich im Vortragssaal der Liechtensteini­
schen Musikschule ein, um an diesem 
Festakt teilzuhaben. 

Das Programm eröffnete Bürgermei­
ster Ar thur  Konrad mit einer kurzen Be-
grüssungsrede. D e r  Preis, so meinte e r ,  
sei Regina Marxer verliehen worden, u m  
nicht nu r  ihr  bisheriges Schaffen anzuer­
kennen,  sondern auch ihr  zukünftiges 
künstlerisches Schaffen. D e r  Preis solle 
eine Ermunterung zum Weitermachen 
auf  ihrem ehrlichen Wege sein. 

(Fortsetzung a u f  Seite 2)  

Konjunkturflaute bremst 
Kreditwachstum 

Zürich (AP) Die  Konjunkturflaute ha t  
das Kreditgeschäft de r  Schweizer Banken 
deutlich gebremst. Nach Mitteilung d e r  
Nationalbank vom Dienstag ha t  sich die  
Kreditvergabe de r  Banken im drit ten 
Quartal  vor allem im Inland weiter abge­
schwächt. A u f  der  Passivseite war de r  
Zuwachs de r  Spargelder stärker als j ener  
der  Festgelder. 

Die Bilanzsumme de r  67 als Stichprobe 
für die Statistik verwendeten Banken lag 
Ende  September u m  nur  fünf Prozent 
über  dem Stand vor Jahresfrist, wie es  im 
Vorabdruck zum Monatsbericht Novem­
be r  de r  Schweizerischen Nationalbank 
(SNB) heisst. Bei Ausklammerung de r  
Dollarkursveränderung wuchsen die Bi­
lanzsummen sogar bloss u m  drei Prozent.  

Bürgermeister Arthur Konrad überreichte am Montag abend den Gabriel von Rhein-
berger-Preis an Regina Marxer. (Bild: Brigitt Risch) 

Defizit von 1,6 Mia Franken 
Schweizer Ständerat sagt ja zum Defizit-Budget 92 

Bern (spk) Als  Erstrat hat der Stände­
rat am Dienstag eines der Haupttraktan­
den der Wintersession behandelt: Mit 
28:1 genehmigte er das Bundesbudget 
1992, das gemäss Ständeratsbeschluss ein 
Defizit von rund 1,6 Mrd Franken vor­
sieht. Ein Landesring-Rückweisungsan-
trag wurde mit 34:2 abgelehnt. 

D e r  Ständerat  ha t  das 2-Mrd-Budget-
defizit u m  314 M i o  auf  1,6 Mrd  Franken 
gekürzt. Im Verkehrsdepartement 
E V E D  setzte e r  den  Rotstift allerdings 
weniger heftig a n  als von de r  Finanzkom­
mission beantragt: Anstat t  u m  290 Mio  
kürzte e r  bloss u m  150, indem er  die 
Streichung der  ausserordentlichen allge­

meinen Strassenbeiträge a n  die Kantone 
(140 Mio) mit  21:11 ablehnte .  

Massgebend für diesen Entscheid wa­
ren die kantonalen Infrastruktur-Interes­
sen und  die Konjunturflaute im Bauge­
werbe. Mit den gleichen Argumenten be­
kämpfte eine bun t  gemischte Kommis­
sionsminderheit auch weitere Strassen-
bau-Kürzungsanträge, unterlag jedoch 
d e r  Mehrheit  und  Finanzminister O t t o  
Stich. 

Beim Justizdepartement E J P D  werden 
42 Mio gespart, davon 37 Mio beim Bun­
desamt für Flüchtlinge: 35 Mio beim 
Asylbewerber-Taschengeld, 2 Mio beim 
Personal. 

Weniger neue 
Motorfahrzeuge 

Die Zahl de r  neuen Motorfahrzeuge, 
die erstmals in Verkehr  gesetzt werden,  
liegt dieses Jah r  unter  d e r  Vergleichszahl 
des Vorjahres. Im Oktober  wurden nach 
Angaben des Amtes  für  Volkswirtschaft 
insgesamt 164 (193) neue  Fahrzeuge bei 
der  Motorfahrzeugkontrolle immatriku­
liert. Im Vergleich zum Vorjahresmonat 
sind dies 15 Prozent weniger.  

Von den 164 neuen  Fahrzeugen sind 
130 (159) Personenwagen, 13 (12) Last-
und Lieferwagen, 1 (4) Spezialwagen, 1 
( - )  gewerblicher Traktor ,  2 (—) Omni­
busse, 1 (6) Motorräder ,  1 ( - )  landwirt­
schaftlicher Traktor  u n d  15 (12) Motor­
räder.  

Vom Januar  bis Ok tobe r  wurden 2067 
(2282) neue Fahrzeuge in Verkehr  ge­
setzt. Das  sind 9,4 Prozent weniger als im 
vergleichbaren Zei t raum des Vorjahres.  

Bodenseerat mit 
FL-Beteiligung 

Im «Bodenseerat», d e r  a m  vergange­
nen Wochenende gegründet wurde,  sind 
auch zwei Liechtensteiner vertreten.  G e ­
wählt wurden in dieses Gremium Regie­
rungssekretär Leonhard Vogt u n d  D r .  
Franz Beck, der  früher als VU-Abgeord-
neter auch in der  Parlamentarischen Ver ­
sammlung des Europarates  tätig war .  
Zum Präsidenten des Bodenseerates,-der 
sich als demokratischer Unterbau  d e r  In­
ternationalen Bodenseekonferenz ver­
steht, bestellte die Versammlung d e n  
Konstanzer Landrat  Robe r t  Maus,  zu Vi­
zepräsidenten wurden der  Bregenzer 
Bürgermeister Siegfried Gasser,  d e r  
Thurgauer Nationalrat Erns t  Mühlemann 
und de r  bisherige R e k t o r  de r  Universität 
Konstanz, Hors t  Sund, gewählt. 

D e r  Bodenseerat wird sich mit  allen 
den Bodenseeraum betreffenden Fragen 
befassen und versteht sich als Vorrei ter  
für eine «Euregio Bodensee». Dazu  sol­
len in naher  Zukunft  Arbeitsgruppen ge­
schaffen werden. Gesamthaft  gehören 
dem Bodenseerat 44 Mitglieder aus  Vor­
arlberg, Liechtenstein, den Schweizer 
Kantonen Thurgau, Appenzell,  St. Gal­
len und  Schaffhausen, den  deutschen 
Landkreisen Konstanz, Sigmaringen, Ra­
vensburg, Oberallgäu, Lindau an .  

• • 

Uber Atomausstieg 
abstimmen lassen 

St.Gallen (spk) F ü n f  Jahre  nach de r  
Einreichung eines Volksbegehrens «Zu­
kunft ohne Atomstrom» in d e r  Stadt 
St.Gallen hat  das Bundesgericht am 
Montag abend den langwierigen Rechts­
streit beendet. Es erklärte die Initiative 
für rechtsgültig und  widersprach damit 
de r  Auffassung von Exekutive und Parla­
ment de r  Stadt sowie von Regierungsrat 
und Verwaltungsgericht des Kantons  
St.Gallen. 

Bei dieser Sachlage sei es nun  Aufgabe 
des Stadtrates, dem Grossen Gemeinde­
rat ohne Verzug eine Vorlage zu  unter­
breiten, in de r  dieser z u m  Inhalt des In-
itiativbegehrens Stellung zu nehmen ha t ,  
heisst es in einer Mitteilung de r  Stadt­
kanzlei. 

Gegen Spekulationen 
im Immobilienwesen 

Bern (AP) Die vor  zwei Jahren im 
Kampf  gegen die Immobilienspekulation 
erlassenen Sofortmassnahmen sind nach 
dem Willen des Nationalrates zu lockern: 
Die Sperrfrist für  den  Weiterverkauf von 
Grundstücken und die Beschränkung de r  
Pfandbelastung sollen von fünf au f  drei 
Jahre verkürzt sowie d e r  Ausnahmekata­
log im Notrecht gegen Kaskadenverkäufe 
erweitert werden. Mit 115 gegen acht 
Stimmen hat die Grosse Kammer  am 
Dienstag entsprechende Anpassungen 
gutgeheissen. 


